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Preußische Gefeßfammlung 


FV ß 
Jahrgang 1922 | Nr. 10. 


Inh alt: Geſetz zur Anderung des Geſetzes über die Entſchädigung der Mitglieder und des Präſidenten des Preußiſchen Landtags 

) vom 23. April 1921, S. 51. — Geſetz zur Anderung des Staatsſchuldenverwaltungsgeſetzes, S. 51. — Verordnung 
zur Abänderung des Artikel 13 der preußiſchen Königlichen Verordnung zur Ausführung des Bürgerlichen Geſetzbuches vom 16. No- 
vember 1899 ſowie zur Ergänzung des Artikel 12 der Verordnung zur Ausführung des Bürgerlichen Geſetzbuches und des Artikel 4 
des Ausführungsgeſetzes zum Handelsgeſetzbuch in den Fürſtentümern Waldeck und Pyrmont vom 20. Dezemher 1899, S. 53. — 
Verordnung über die Ausdehnung des Bezirks der Landwirtſchaftskammer für die Provinz Brandenburg in Berlin, S. 53. — 
Verordnung über die Errichtung von Landwirtſchaftskammern, S. 55. — Erlaß, betreffend Anderung des Tarifs für die Ge⸗ 
bühren der Kreisärzte und des Tarifs für die Gebühren der Chemiker für gerichtliche und medizinalpolizeiliche Verrichtungen 
S. 60. — Bekanntmachung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die Regierungsamtsblätter veröffentlichten Erlaſſe 
Urkunden uſw., S. 61. 


(Mr. 12236.) Geſetz zur Anderung des Geſetzes über die Entſchädigung der Mitglieder und des Präſidenten 
des Preußiſchen Landtags vom 23. April 1921 (Geſetzgamml. S. 361). Vom 3. März 1922. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
Artikel 1. 
Der Abſ. 1 des § 3 des Geſetzes über die Entſchädigung der Mitglieder und des Präſidenten = 
des Preußiſchen Landtags vom 23. April 1921 (Gefekfemml. ©. 361) erhält folgende Faſſung: 
Für jeden Tag, an dem ein Mitglied des Landtags der Vollſitzung ferngeblieben 
oder gemäß der Geſchäftsordnung für den Preußiſchen Landtag ausgeſchloſſen iſt, wird 
von der Entſchädigung ein Betrag von 50 Mark abgezogen. 
Artikel 2. 
Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. Dezember 1921 an in Kraft. 
Das vorſtehende, vom Landtag beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 3. März 1922. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Severing. v. Richter. 
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(Nr. 12237.) Geſetz zur Anderung des Staatsſchuldenverwaltungsgeſetzes. Vom 10. März 1922. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Artikel J. 

Das Geſetz vom 4. Juni 1919 (Gefekfamml. S. 133) zur Anderung des Geſetzes, betreffend 
die Verwaltung des Staatsſchuldenweſens und Bildung einer Staatsſchuldenkommiſſion, vom 
24. Februar 1850 (Geſetzſaamml. S. 57) erhält folgende Faſſung: 
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Ausgegeben zu Berlin den 18. März 1922. 
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Einziger Artikel. 
Das Geſetz, betreffend die Verwaltung des Staatsſchuldenweſens und Bildung einer Staats- 
ſchuldenkommiſſion, vom 24. Februar 1850 wird dahin geändert: 
a) § 10 Satz 2 in der Faſſung des Geſetzes vom 22. April 1917 (Geſetzſamml. ©. 63): 
Sie beſteht aus acht Abgeordneten des Landtags, zwei Mitgliedern des Staatsrats 
und dem Präſidenten der Oberrechnungskammer. 
N 
Der Landtag und der Staatsrat wählen die von ihnen zu entſendenden Mitglieder 
der Staatsſchuldenkommiſſion mit Stimmenmehrheit auf die Dauer ihrer Mitglied- 
ſchaft zum Landtag oder Staatsrate. Beim Ablaufe der Wahlperiode oder bei Auflöſung 
des Landtags bleiben die ausſcheidenden Landtagsmitglieder bis zum Eintritt ihrer Nach⸗ 
folger tätig. Das gleiche gilt für die vom Staatsraate gewählten Mitglieder beim Ab⸗ 
lauf ihrer Wahlzeit. 
e) § 12: 5 
(1) Die Kommiſſion wählt aus ihrer Mitte einen Vorſitzenden und einen ſtellver— 
tretenden Vorſitzenden, die Mitglieder des Landtags ſein müſſen. Die Beſchlüſſe der 
Kommiſſion werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. Zu einem Beſchluß iſt die An— 
weſenheit von wenigſtens ſechs Mitgliedern erforderlich. 
(2) Die Teilnahme an Sitzungen der Kommiſſion ſowie die Wahrnehmung von 
Terminen und die Vornahme außerordentlicher Reviſionen gelten für die aus dem Land— 
tag und dem Staatsrat entſandten Mitglieder der Kommiſſion als Teilnahme an einer 
Ausſchußſitzung im Sinne der Vorſchriften über die Entſchädigung der Mitglieder des 
Landtags oder des Staatsrats. 
d) § 13 fällt weg. 
e) Im § 15 werden erſetzt 
1. im Abſ. 1 die Worte „der Kammern“ und „den beiden Kammern“ durch die 
Worte „des Landtags“ und „dem Landtage“, 
2. im Abſ. 2 die Worte „den Kammern“ durch die Worte „dem Landtage“. 
f) Im § 17 Abſ. 1 werden die Worte „von den Kammern“ erſetzt durch die Worte „vom 
Landtage“. 
Artikel 2. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage ſeiner Verkündung in Kraft. 
Das vorſtehende vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 10. März 1922. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. v. Richter. 
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(Nr. 12238.) Verordnung zur Abänderung des Artikel 13 der preußiſchen Königlichen Verordnung zur Aus⸗ 
: führung des Bürgerlichen Geſetzbuchs vom 16. November 1899 (Geſetzſamml. S. 562) ſowie 
zur Ergänzung des Artikel 12 der Verordnung zur Ausführung des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
und des Artikel 4 des Ausführungsgeſetzes zum Handelsgeſetzbuch in den Fürſtentümern 
bei 9 Pyrmont vom 20. Dezember 1899 (Waldeck. Reg. Bl. S. 237). Vom 20. Fe⸗ 
bruar 1922. 


T. 
Artikel 13 der preußiſchen Verordnung vom 16. November 1899 erhält folgende Faſſung: 
Die Chelichkeitserklärung wird von dem Juſtizminiſter erteilt, welcher dieſe Zuſtändigkeit auf 
nachgeordnete Behörden übertragen kann. 
s II. 
Artikel 12 der waldeckiſchen Verordnung vom 20. Dezember 1899 wird dahin ergänzt: 
Der preußiſche Juſtizminiſter kann die Zuſtändigkeit zur Erteilung der Ehelichkeitserklärung 
auf nachgeordnete Behörden übertragen. f 
Berlin, den 20. Februar 1922. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. am Zehnhoff. 


(Ar. 12239.) Verordnung über die Ausdehnung des Bezirkes der Landwirtſchaftskammer für die Provinz 
Brandenburg in Berlin. Vom 6. März 1922. 


Auf Grund der 88 1, 3 des Geſetzes über die Landwirtſchaftskammern vom 30. Juni 1894 (Geſetzſamml. 
S. 126) wird nach Anhörung des Provinziallandtags für die Provinz Brandenburg ſowie des Magiſtrats 
und der Stadtverordnetenverſammlung in Berlin verordnet, was folgt: 


8 1 


Der Bezirk der Landwirtſchaftskammer für die Provinz Brandenburg wird auf den Stadtbezirk Berlin 
ausgedehnt. 
8 2. 


Die aus der Anlage hervorgehenden Anderungen der Satzungen der Landwirtſchaftskammer für die 
Provinz Brandenburg werden genehmigt. 
8 3. 


Der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten beſtimmt den Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieſer Verordnung und erläßt die zu ihrer Ausführung erforderlichen Anordnungen. f 


Berlin, den 6. März 1922. 


Segel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Wendorff. 


Die Landwirtſchaftskammer für die Provinz Brandenburg hat in der Hauptverſammlung vom 
6. Dezember 1921 beſchloſſen, ihre Satzungen vom 3. Auguſt 1895 (Gefegfamml. S. 376) wie folgt zu ändern: 
J. In der Satzungsüberſchrift und im § 1 iſt hinter dem Worte „Brandenburg“ anzufügen: „und 

für Berlin“. 
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Im 82 — letzter Abſatz — iſt hinter der angezogenen Geſetzſammlungsſtelle einzuſchalten: „und 
16. Dezember 1920 (Geſetzſamml. 1921 S. 41 ff.)“; ferner iſt folgende Fußnote anzubringen: 
„) Im nachfolgenden kurz „Geſetz“ genannt.“ 

Es haben zu lauten: 

a) der § 3: „Die Mitglieder der Landwirtſchaftskammer werden nach den Vorſchriften in 
§§ 5 bis 7 des Geſetzes gewählt mit der Maßgabe, daß ehemalige Eigentümer, Nutznießer 
oder Pächter land- und forſtwirtſchaftlich genutzter Grundſtücke wählbar find, wenn fie bei 
Anwendung der Vorſchriften des § 6 des Geſetzes auf die Wählbarkeit während eines Zeit- 
raumes von 15 Jahren innerhalb des Kammerbezirkes wählbar geweſen ſein würden.“ 

b) der § 4: „Die Zahl der nach § 3 zu wählenden Mitglieder der Landwirtſchaftskammer 
beträgt 112. Die Wahlbezirke und die Anzahl der in ihnen zu wählenden Mitglieder 
ſind folgende: 


Landkreis Mitglieder Landkreis Mitglieder 
aer ee 4 17. Guben nebſt Stadtkreis Guben 3 
2. Beeskow⸗Storkowww 3 18. Cala!!! 3 
3. Jüterbog-Qudenwalde ....... 3 19. Königsberg Mu.) .......».. 5 
4. Niederbarnwmm 5 20. Cottbus nebſt Stadtkreis Cottbus 3 
5. Oberbarnim nebſt Stadtkreis 21. Croſſen e 3 

Eberswalde 4 22. Landsberg a. d. W. nebſt Stadt- 
8. Oſthavellan?d?/ 4 kreis Landsberg 
ene, 4 23. Lebus 5 
8. Drieiglale k een 5 PIE EEE SEEN 3 
e Be 4 2. Lübben 2 
10. Templ n 3 26 Soldin n 4 
1 Weſthavellan?s? 3 27. Sorau nebſt Stadtkreis Forſt 3 
12. Zauch⸗Belzig nebſt Stadtkreis S renbe rd 2 

Brandenburg 4 29. Sternberg Oſ tete. 3 
13. Weſtprigni ß 5 30. Sternberg Weſt nebſt Stadtkreis 
A Delto wm 3 „Frankfurt g, d S & 
1 Arnswalde 3 31. Züllichau⸗Schwiebunsss ..... 3 
16. Friedeberg (Rm. 3 32. Stadtbezirk Berlin 30 


c) der § 5: „Von den nach § 3 gewählten Mitgliedern ſcheiden die Vertreter der Wahlbezirke ! 
bis 7 und 15 bis 23 mit Ablauf des Rechnungsjahrs 1923 aus, die Vertreter der übrigen 
Wahlbezirke 8 bis 14 und 24 bis 32 mit Ablauf des Rechnungsjahrs 1926. In beiden 
Fällen finden alsdann gemäß § 11 des Geſetzes Neuwahlen jeweils auf 6 Jahre ſtatt.“ 

Im 8 6 ift das Wort „außerordentlichen“ zu ſtreichen und ſtatt „ſcheiden nach 3 Jahren aus 
ihrer Stellung aus“ zu ſetzen: „ſcheiden erſtmalig mit Ablauf des Rechnungsjahrs 1923, dann 
regelmäßig nach 3 Jahren aus“. 


Im 57 haben Satz 1 und 2 in zwei Abſätzen zu lauten: „Die Landwirtſchaftskammer wird 


jährlich mindeſtens einmal zuſammenberufen. 

Sie iſt, abgeſehen vom Fall des § 12 Abf. 2 des Geſetzes und des § 10 Abſ. 3 der Satzung, 
beſchlußfähig, wenn mindeſtens die Hälfte ihrer Mitglieder anweſend iſt.“ 

Mit dem Worte „Aber“ beginnt ein neuer (dritter) Abſatz, in dem das Wort „Bekannt⸗ 
gebung“ durch „Bekanntgabe“ zu erſetzen iſt. 

Die Sätze 4 und 5 bilden Abſ. 4. 


Im § 8 — erſte Zeile — iſt das Wort „ausſchließlich“ zu ſtreichen. 


Bei Nr. 2 iſt das Wort „Etats“ durch „Haushaltsplans“ zu erſetzen. 

Bei Nr. 4 iſt das Wort „Anleihen“ mit einem Sternchen zu verſehen, das auf folgende 
anzubringende Fußnote hinweiſt: „*) Abgeſehen von der Aufnahme laufender Kredite zur ordnungs⸗ 
mäßigen Abwickelung der Geſchäfte.“ 


Be 


„Nr. 5 fällt 1 5 
Bei Nr. 8 iſt das Wort „außerordentlichen“ zu ſtreichen. 
Nr. 13 fällt weg. 


7. Im $ 10 wird der bisherige erſte Abſatz in vier Abſätze zerlegt, von denen der erſte aus den 
Sätzen 1, 2, der zweite aus den Sätzen 3 bis 5, der dritte aus den Sätzen 6 bis 8 und der 
vierte aus den Sätzen 9, 10 gebildet wird. Der bisherige Abſ. 2 wird Abſ. 5. 

Irm Satz 2 find die Worte „von dem Vorſitzenden oder deſſen Stellvertreter und noch 
einem Mitgliede des Vorſtandes zu vollziehen“ durch „von zwei Vorſtandsmitgliedern zu zeichnen, 
von denen das eine der Vorſitzende oder deſſen Stellvertreter ſein muß“ zu erſetzen. 

Im Satz 6 ſind die Worte „Bekanntmachung in dem hierzu beſtimmten Blatte ($ 11)% 
durch „Bekanntmachungen in der im 811 vorgeſchriebenen Weiſe“ zu erſetzen. 

Am Schluſſe des Satzes 7 ſind die Worte „oder die Einladung durch eingeſchriebenen 
Brief“ anzufügen, am Schluffe des Satzes 8 die Worte „oder mindeſtens ¼ der ſtimmberechtigten 
Kammermitglieder die Beſchlußfaſſung beantragen“. 

Im 8 10 iſt hinter dem Worte „Gutachten“ einzuſchalten: „von grundſätzlicher Bedeutung “. 

8. Im § 11 — 2. Abſatz — hat der Satz bis zum Semikolon zu lauten: „Die Bekanntmachungen 
nach § 10 Abſ. 3 erfolgen durch das Amtsblatt der Landwirtſchaftskammer und die Amtsblätter 
der beiden Regierungsbezirke / 

Das Schlußwort „Staats-Anzeiger“ ift durch „Reichs- und Staats⸗Anzeiger“ zu erſetzen. 

9. Im $ 12 iſt das Wort „ordentlichen“ zu ſtreichen. 5 b 

10. Im 8 13 ſind die Worte „nicht auf Kündigung“ durch „planmäßig“ zu erſetzen. 

Satz 2 hat zu lauten: „Über das Penſionsdienſtalter ift bei Aushändigung der Beſtallungs⸗ 
urkunde Beſtimmung zu treffen.“ 

Im 2. Abſatze ſind die Worte „§ 19 Abſ. 5 des Geſetzes“ durch „§ 19 Abſ. 5 des genannten 
Diſziplinargeſetzes“ zu erſetzen. a 5 

Aus dem letzten Satze des bisherigen Abſ. 3 wird ein neuer Abſatz (J) gebildet. 


(Nr. 12240.) Verordnung über die Errichtung von Landwirtſchaftskammern. Vom 6. März 1922. 


Auf Grund der §§ 1, 3 des Geſetzes über die Landwirtſchaftskammern vom 30. Juni 1894 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 126) wird nach Anhörung des Provinzialausſchuſſes der Reſtprovinz Poſen, des Weſtpreußiſchen 
Provinzialausſchuſſes und des Kommunallandtages für Hohenzollern verordnet, was folgt: 


8 1. 
Für die Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußen und für den Regierungsbezirk Sigmaringen werden auf Grund 
der beiliegenden Satzungen Landwirtſchaftskammern errichtet. 


8 2. 
Der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten wird ermächtigt, Anderungen der vorbezeichneten 
Satzungen, ſoweit ſie nicht den Sitz, den Zweck oder die Vertretung der Landwirtſchaftskammer betreffen, 
ſelbſtändig zu genehmigen. 93 85 


Der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten beſtimmt den Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieſer Verordnung und erläßt die zu ihrer Ausführung erforderlichen weiteren Anordnungen. 
Berlin, den 6. März 1922. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Siegel) Braun. Wendorff. 
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Satzung der Landwirtſchaſtskammer für die Grenzmark 
Poſen⸗Weſtpreußen. 

§ 1. Die Landwirtſchaftskammer für die Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußen hat ihren Sitz in Schneidemühl. 

§ 2. Die Landwirtſchaftskammer hat die geſetzliche Beſtimmung, die Geſamtbelange der Land- und Forſt⸗ 
wirtſchaft ihres Bezirkes wahrzunehmen und zu dieſem Behuf alle auf die Hebung der Lage des ländlichen 
Grundbeſitzes abzielenden Einrichtungen, insbeſondere die weitere körperſchaftliche Organiſation des Berufs- 
ſtandes der Landwirte und den techniſchen Fortſchritt der Landwirtſchaft zu fördern. Auch hat ſie das Recht, 
ſelbſtändige Anträge zu ſtellen. 

Die Landwirtſchaftskammer hat ferner die Verwaltungsbehörden bei allen die Land- und Forſtwirtſchaft 
betreffenden Fragen durch tatſächliche Mitteilungen und Erſtattung von Gutachten zu unterſtützen. Sie hat 
ſich nicht nur über ſolche Maßregeln der Geſetzgebung und Verwaltung zu äußern, die die allgemeinen Belange 
der Landwirtſchaft oder die beſonderen landwirtſchaftlichen Belange ihres Bezirkes berühren, ſondern auch bei 
allen Maßnahmen mitzuwirken, die den Ausbau des ländlichen Kreditweſens und ſonſtige gemeinſame Auf- 
gaben betreffen. 

Die Landwirtſchaftskammer hat außerdem den techniſchen Fortſchritt der Landwirtſchaft durch zweck. 
entſprechende Einrichtungen zu fördern. Zu dieſem Zwecke übernimmt ſie die Anſtalten, die von den früheren 
Landwirtſchaftskammern der Provinzen Weſtpreußen und Poſen im Gebiete der Grenzmark eingerichtet waren 
und den Staatskommiſſaren zur zwiſchenzeitlichen Verwaltung übergeben worden ſind. Auch kann die Land⸗ 
wirtſchaftskammer Vereine und Genoſſenſchaften, die die Förderung der landwirtſchaftlichen Verhältniſſe zum 
Zwecke haben, in der Ausführung ihrer Aufgaben unterſtützen. 

Die Regelung der im § 2 Abſ. 4 des Geſetzes über die Landwirtſchaftskammern vom 30. Juni 1894 
(Geſetzſamml. S. 126) vorgeſehenen Mitwirkung bei der Verwaltung der Produktenbörſen und Märkte wird 
nach Maßgabe der hierüber zu erlaſſenden Geſetze und Verordnungen erfolgen. 

§ 3. Die Mitglieder der Landwirtſchaftskammer werden nach den Vorſchriften der §8 5 bis 7 des 
Geſetzes in der Faſſung vom 16. Dezember 1920 (Geſetzſamml. 1921 S. 41) gewählt. 

§ 4. Die Zahl der zu wählenden Mitglieder der Landwirtſchaftskammer beträgt 16. Wahlbezirke find 
die Landkreiſe. Ju je einem Wahlbezirke werden verbunden der Stadtkreis Schneidemühl mit dem Netzekreiſe, 
der Kreis Bomſt mit dem Kreiſe Frauſtadt. Zu wählen ſind in den Wahlbezirken Ot. Krone und Schlochau 
je 3, in den Wahlbezirken Flatow, Netzekreis, Meſeritz, Schwerin a. W. und Frauſtadt je 2 Mitglieder. 

§ 5. Von den gewählten Mitgliedern ſcheiden 3 Jahre nach der erſten Wahl die Vertreter der Wahl⸗ 
bezirke Schlochau, Flatow, Netzekreis und Meſeritz aus. 

Die Vertreter der übrigen Wahlbezirke Dt. Krone, Schwerin a. W. und Frauſtadt ſcheiden nach 
ſechs Jahren aus, fo daß von der zweiten Wahl an für die Vertreter aller Bezirke ein regelmäßiger ſechs⸗ 
jähriger Wechſel ſtattfindet. 

86. Die durch Zuwahl der Landwirtſchaftskammer berufenen Mitglieder (§ 14 des Geſetzes in der 
Faſſung vom 16. Dezember 1920) ſcheiden nach 3 Jahren aus ihrer Stellung aus, ſoweit ſie nicht von 
vornherein auf eine kürzere Zeit einberufen ſind. 

§ 7. Die Landwirtſchaftskammer hält jährlich mindeſtens eine Sitzung ab. Sie ift, abgeſehen vom 
Falle des § 12 Abſ. 2 des Geſetzes, beſchlußfähig, wenn mindeſtens die Hälfte ihrer Mitglieder anweſend iſt. 
Über einen Gegenſtand der Tagesordnung, über den wegen Beſchlußunfähigkeit ein Beſchluß nicht gefaßt 
werden konnte, kann mit Ausnahme von Satzungsänderungen in der folgenden Sitzung der Landwirtſchafts⸗ 
kammer ohne Rückſicht auf die Zahl der anweſenden Mitglieder Beſchluß gefaßt werden, wenn bei der 
Bekanntgabe der Tagesordnung für die zweite Sitzung hierauf ausdrücklich hingewieſen worden iſt. 

5 ie Vorſtandswahlen erfolgen durch Stimmzettel. Wahl durch Zuruf iſt nur zuläſſig, wenn niemand 
widerſpricht. 

88. Der Landwirtſchaftskammer bleibt auschließlich vorbehalten die Beſchlußfaſſung über: 

1. die Wahl des Vorſitzenden, ſeines Stellvertreters und der übrigen Mitglieder des Vorſtandes 
ſowie ihrer Stellvertreter; 5 
2. die Wahl und die Befugniſſe des geſchäftsleitenden Beamten 
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3. die Regelung der dienſtlichen Verhältniſſe, einſchließlich der Beſoldung der Beamten; 

4. die jährliche Feſtſtellung des Haushalts und der auszuſchreibenden Amlagen; f 

5. die Abnahme der Jahresrechnung und die Entlaſtung des Rechnungsführers; 

6. die Aufnahme von Anleihen, den Erwerb und die Veräußerung von Grundeigentum; 

7. die Einſprüche gegen die Mitgliederwahlen ($ 10 des Geſetzes) 

8. die vorläufige Enthebung von Mitgliedern (12 Abſ. 2 des Geſetzes) ; 

9. die Juwahl von Mitgliedern ($ 14 des Geſetzes) ; pe 

0. die Bildung von Ausſchüſſen nach § 15 des Geſetzes und die Beſtimmung über die Aufgabe 

dieſer Ausſchüſſe ; 

Ja dr etwaige Gewährung einer Entſchädigung an die Mitglieder für bare Auslagen (§ 16 des 
Geſetzes) 

12. die Feſtſetzung der Geſchäftsordnung und der allgemeinen Beſtimmungen über das Kaſſen⸗ und 
Rechnungsweſen; 

13. die Anderung der Satzung; i 

14. die im § 2 Abſ. 3 des Geſetzes vorgeſehenen Abmachungen mit landwirtſchaftlichen oder zweckver⸗ 
wandten Vereinen. ; 


§.9. Der Vorſtand der Landwirtſchaftskammer beſteht aus dem Vorſitzenden, deſſen Stellvertreter und 
drei Mitgliedern. Für jedes dieſer 3 Mitglieder wird ein Stellvertreter gewählt, der im Behinderungsfalle 
des betreffenden Mitglieds an deſſen Stelle einzuberufen iſt. Wenn ſowohl ein Mitglied wie deſſen Stell- 
vertreter verhindert ſind, ſo kann der Vorſitzende einen anderen Stellvertreter einberufen. 


Der Vorſtand iſt beſchlußfähig, wenn mindeſtens die Hälfte des Vorſtandes und hierunter der Vor⸗ 
jigende oder fein Stellvertreter anweſend iſt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet der Vorſitzende. ; 


$10. Der Vorſitzende oder deſſen Stellvertreter vertritt die Landwirtſchaftskammer nach außen. Alle 
Urkunden, die die Landwirtſchaftskammer vermögensrechtlich verpflichten, ſind unter deren Namen von dem 
Vorſitzenden oder deſſen Stellvertreter und noch einem Mitgliede des Vorſtandes zu vollziehen. f 

Der Vorſitzende und in deſſen Behinderung ſein Stellvertreter leitet die Geſchäfte und iſt der Dienſt⸗ 
vorgeſetzte der Beamten der Landwirtſchaftskammer. Er beruft und leitet die Sitzungen des Vorſtandes und 
der Landwirtſchaftskammer. Er muß eine Vorſtandsſitzung, wenn mindeſtens die Hälfte der Vorſtandsmitglieder, 
eine Sitzung der Landwirtſchaftskammer, wenn mindeſtens ein Drittel der Mitglieder es verlangt, berufen. 
Die Berufungen der Landwirtſchaftskammer erfolgen durch öffentliche Bekanntmachung in dem hierzu beſtimmten 
Blatt ($ 11) und durch beſondere Einladung in beiden Fällen unter Mitteilung der Tagesordnung. Zur 
Rechtsgültigkeit der Einberufung genügt die öffentliche Bekanntmachung. 

Über Gegenſtände, welche nicht auf der Tagesordnung geſtanden haben, kann ein Beſchluß nur gefaßt 
werden, wenn niemand widerſpricht. a 

„Der Vorſtand iſt in allen Angelegenheiten zuſtändig, die der Landwirtſchaftskammer nicht vorſtehend 

ausdrücklich vorbehalten ſind, oder die ſie ſich nicht durch beſonderen Beſchluß vorbehalten hat. Anträge und 
Gutachten, die von dem Vorſtand ausgegangen find, müſſen, ſoweit nicht nach Lage der Sache eine Geheim- 
haltung erforderlich iſt, der Landwirtſchaftskammer zur Kenntnis vorgelegt werden. 

Der Vorſtand der Landwirtſchaftskammer führt ſeine Legitimation durch eine Beſcheinigung des Ober- 
präſidenten. 

$ 11, Die von der Landwirtſchaftskammer ausgehenden Bekanntmachungen ſind unter deren Namen 
zu erlaſſen und von dem Vorſitzenden oder deſſen Stellvertreter zu unterzeichnen. a 

Die Bekanntmachungen erfolgen bis zur näheren Beſtimmung der Landwirtſchaftskammer durch das 
Regierungsamtsblatt. 


$ 12. Anderungen der Satzung müſſen vom Vorſtand oder von mindeſtens einem Viertel der Mit- 
glieder beantragt und von mindeſtens der Hälfte aller Mitglieder angenommen fein. 


$ 13. Die nicht auf Kündigung angeftellten Beamten der Landwirtſchafiskammer haben im Falle ihrer 
Dienſtunfähigkeit einen Anſpruch auf Ruhegehalt nach Maßgabe der für die unmittelbaren Staatsbeamten 
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geltenden Vorſchriften. Über die Berechnung der Dienftzeit iſt im Anſtellungsvertrage Beſtimmung zu treffen. 
Den Witwen und Waiſen dieſer Beamten wird nach den gleichen Sätzen Fürſorge gewährt wie den Hinter⸗ 
bliebenen der unmittelbaren Staatsbeamten. - 
In betreff der Dienſtvergehen der Beamten finden die Vorſchriften des Geſetzes vom 21. Juli 1852 
(Gefegfamml. S. 465) mit der Maßgabe Anwendung, daß die Befugnis zur Verhängung von Geldbußen 
dem Vorſtand der Landwirtſchaftskammer gegen deren Beamte in demſelben Umfange beigelegt wird, wie ſie 
nach § 19 Abſ. 5 des vorbezeichneten Geſetzes den Provinzialbehörden gegenüber ihren Beamten zufteyt. Über 
Beſchwerden gegen ſolche Verfügungen des Vorſtandes entſcheidet der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen 
und Forſten endgültig. 

Aber die Anſtellung und die Entlaſſung ihrer Beamten beſtimmt die Landwirtſchaftskammer ſelbſtändig 
ohne Mitwirkung der Aufjichtsbehörde. 


Satzung der Landwirtſchafts kammer für den Regierungsbezirk 
| Sigmaringen. 

§ 1. Die Landwirtſchaftskammer für den Regierungsbezirk Sigmaringen hat ihren Sitz in Sigmaringen. 

§ 2. Die Landwirtſchaftskammer hat die geſetzliche Beſtimmung, die Geſamtintereſſen der Land- und 
Forſtwirtſchaft ihres Bezirkes wahrzunehmen und zu dieſem Behuf alle auf die Hebung der Lage des länd— 
lichen Grundbeſitzes abzielenden Einrichtungen, insbeſondere die weitere körperſchaftliche Organiſation des 
Berufsſtandes der Landwirte und den techniſchen Fortſchritt der Landwirtſchaft zu fördern. Auch hat ſie 
das Recht, ſelbſtändige Anträge zu ſtellen. N 

Die Landwirtſchaftskammer hat ferner die Verwaltungsbehörden bei allen die Land- und Forſtwirtſchaft 
betreffenden Fragen durch tatſächliche Mitteilungen und Erſtattung von Gutachten zu unterſtützen. Sie hat 
nicht nur über ſolche Maßregeln der Geſetzgebung und Verwaltung ſich zu äußern, die die allgemeinen ns 
tereſſen der Landwirtſchaft oder die beſonderen landwirtſchaftlichen Intereſſen ihres Bezirkes berühren, ſondern 
auch bei allen Maßnahmen mitzuwirken, die den Ausbau des ländlichen Kreditweſens und ſonſtige gemeinſame 
Aufgaben betreffen. 

Die Landwirtſchaftskammer hat außerdem den techniſchen Fortſchritt der Landwirtſchaft durch zweckent⸗ 
ſprechende Einrichtungen zu fördern. Zu dieſem Zwecke iſt ſie befugt, die Anſtalten, das geſamte Vermögen 
ſowie die Rechte und Pflichten der Zentralſtelle des Vereins für Landwirtſchaft und Gewerbe in Hohenzollern, 
ſoweit ſolche nicht auf Anordnung der Aufſichtsbehörde ohne weiteres auf die Landwirtſchaftskammer über⸗ 
gehen, auf Antrag der Zentralſtelle zur beſtimmungsmäßigen Verwendung und Verwaltung zu übernehmen. 
Sie iſt ferner befugt, mit den bisherigen örtlichen Gliederungen der Zentralſtelle in einen organiſchen Verband 
nach näherer Vereinbarung mit den in Betracht kommenden Vereinen zu treten. Auch kann die Landwirt⸗ 
ſchaftskammer ſonſtige Vereine und Genoſſenſchaften zur Förderung der landwirtſchaftlichen Verhältniſſe in 
der Ausführung ihrer Aufgaben unterſtützen. 

Die Mitwirkung bei der Verwaltung der Produktenbörſen und der Märkte bleibt der Landwirtſchafts⸗ 
kammer gegebenenfalls nach Maßgabe der beſtehenden Vorſchriften vorbehalten. 


. § 3. Die Mitglieder der Landwirtſchaftskammer werden nach den Vorſchriften des Geſetzes über die 
Landwirtſchaftskammern in der Faſſung vom 16. Dezember 1920 (Geſetzſamml. 1921 S. 41) gewählt. 


§ 4. Die Zahl der zu wählenden Mitglieder der Landwirtſchaftskammer beträgt 10. Die vier Ober⸗ 


amtsbezirke bilden einen Wahlbezirk. N 
§ 5. Von den gewählten Mitgliedern ſcheiden drei Jahre nach der erſten Wahl fünf aus, die durch 
Los zu beſtimmen ſind, ſo daß von der zweiten Wahl an für alle Mitglieder ein regelmäßiger ſechsjähriger 
Wechſel ſtattfindet. 8 5 ei, 
Beim Ausſcheiden eines Mitglieds während der Wahlzeit tritt an deſſen Stelle für den Reſt der 
Wahlzeit ohne Vornahme einer Erſatzwahl der Anwärter, der demſelben Wahlvorſchlag angehört oder, wenn 
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dieſer erſchöpft iſt, einem mit ihm verbundenen Wahlvorſchlag angehört und nach der Reihenfolge der Be⸗ 
nennung an erſter Stelle berufen erſcheint. Iſt ein ſolcher Anwärter nicht vorhanden, ſo bleibt die Mit⸗ 
gliedſtelle unbeſetzt. 


86. Das durch JZuwahl der Landwirtſchaftskammer ($14 des Geſetzes in der Faſſung vom 16. De⸗ 
zember 1920) berufene Mitglied ſcheidet nach 3 Jahren aus ſeiner Stellung aus, ſoweit es nicht von vorn⸗ 
herein auf eine kürzere Zeit berufen worden iſt. 


9.7. Die Landwirtſchaftskammer hält jährlich mindeſtens eine Sitzung ab. Sie iſt, abgeſehen vom Falle 
des § 12 Abſ. 2 des Geſetzes, beſchlußfähig, wenn mindeſtens die Hälfte ihrer Mitglieder anweſend iſt. Über 
einen Gegenſtand der Tagesordnung, über den wegen Beſchlußunfähigkeit ein Beſchluß nicht gefaßt werden 
konnte, kann mit Ausnahme von Satzungsänderungen in der folgenden Sitzung der Landwirtſchaftskammer 
ohne Rückſicht auf die Zahl der anwefenden Mitglieder Beſchluß gefaßt werden, wenn bei der Bekanntgabe 
der Tagesordnung für die zweite Sitzung hierauf ausdrücklich hingewieſen worden iſt. 

Die Vorſtandswahlen erfolgen durch Stimmzettel. Wahl durch Zuruf iſt nur zuläſſig, wenn niemand 
widerſpricht. 8 

§ 8. Der Landwirtſchaftskammer bleibt ausſchließlich vorbehalten die Beſchlußfaſſung über: 


1. die Wahl des Vorſitzenden, feines Stellvertreters und der übrigen Mitglieder des Vorſtandes ſowie 
ihrer Stellvertreter 
»die Wahl und die Befugniſſe des geſchäftsleitenden Beamten; 
„die Regelung der dienſtlichen Verhältniſſe, einſchließlich der Beſoldung der Beamten 
die jährliche Feſtſtellung des Haushaltsvoranſchlags und der auszuſchreibenden Umlagen 
. die Abnahme der Jahresrechnung und die Entlaſtung des Rechnungsführers; 
die Aufnahme von Anleihen, den Erwerb und die Veräußerung von Grundeigentum; 
die Einſprüche gegen die Mitgliederwahlen ($ 10 des Gefeßes); 
die vorläufige Enthebung von Mitgliedern ($ 12 Abſ. 2 des Geſetzes); 
die Juwahl von Mitgliedern (§ 14 des Geſetzes); 
10. die Bildung von Ausſchüſſen nach § 15 des Geſetzes und die Beſtimmung über die Aufgaben 
5 dieſer Ausfchüffe; i 
11. die etwaige Gewährung einer Entſchädigung an die Mitglieder für bare Auslagen (§ 16 des feel. ang 
12. die Feſtſetzung der Geſchäftsordnung und der allgemeinen Beſtimmungen über das Kaffen- un 
Rechnungsweſen; 
13. die Anderung der Satzung; ; 
14. die im § 2 Abf. 3 des Geſetzes vorgeſehenen Abmachungen mit landwirtſchaftlichen und zweckver⸗ 
wandten Vereinen. 5 


§.9. Der Vorſtand der Landwirtſchaftskammer beſteht aus dem Vorſitzenden, deſſen Stellvertreter und 
drei weiteren Mitgliedern. Für jedes diefer weiteren Mitglieder wird ein Stellvertreter gewählt, der im Be⸗ 
hinderungsfalle des betreffenden Mitglieds an deſſen Stelle einzuberufen iſt. i 

Der Vorſtand iſt beſchlußfähig, wenn mindeſtens die Hälfte feiner Mitglieder und hierunter der Vor⸗ 
ſitzende oder fein Stellvertreter anweſend iſt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet der Vorſitzende. 


S 10. Der Vorſitzende oder deſſen Stellvertreter vettritt die Landwirtſchaftskammer nach außen. Alle 
Urkunden, welche die Landwirtſchaftskammer vermögensrechtlich verpflichten ſollen, ſind unter deren Namen 
von dem Vorſitzenden oder deſſen Stellvertreter und noch einem Mitgliede des Vorſtandes zu vollziehen. 

Der Vorſitzende und in deſſen Behinderung ſein Stellvertreter leitet die Geſchäfte und iſt der Dienft- 
vorgeſetzte der Beamten der Landwirtſchaftskammer. Er beruft und leitet die Sitzungen des Vorſtandes und 
der Landwirtſchaftskammer. Er muß eine Vorſtandsſitzung berufen, wenn mindeſtens die Hälfte der Vorſtands⸗ 
mitglieder, und eine Sitzung der Landwirtſchaftskammer, wenn mindeſtens ein Drittel der Mitglieder dies ver⸗ 
langen. Die Berufungen der Landwirtſchaftskammer erfolgen durch öffentliche Bekanntmachung in dem hierzu 
beſtimmten Blatte (§ 11) und durch beſondere Einladung, in beiden Fällen unter Mitteilung der Tagesordnung. 
Zur Rechtsgültigkeit der Einberufung genügt die öffentliche Bekanntmachung. 
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Über Gegenſtände, die nicht auf der Tagesordnung geſtanden haben, kann ein Beſchluß nur gefaßt werden, 
wenn niemand widerſpricht. a - 

Der Vorſtand iſt in allen Angelegenheiten zuftändig, die der Landwirtſchaftskammer nicht vorſtehend 
ausdrücklich vorbehalten ſind oder die ſie ſich nicht durch beſonderen Beſchluß vorbehalten hat. 

Anträge und Gutachten, die von dem Vorſtand ausgegangen ſind, müſſen, ſoweit nicht nach Lage der 
Sache eine Geheimhaltung erforderlich iſt, der Landwirtſchaftskammer zur Kenntnisnahme vorgelegt werden. 

Der Vorstand der Landwirtſchaftskammer führt feine Legitimation durch eine Beſcheinigung des Regierungs⸗ 
präſidenten in Sigmaringen. 

$ 11. Die von der Landwirtſchaftskammer ausgehenden Bekanntmachungen ſind unter deren Namen zu 
erlaſſen und vom Vorſitzenden oder von deſſen Stellvertreter zu unterzeichnen. 

Dieſe Bekanntmachungen erfolgen bis zur näheren Beſtimmung durch die Landwirtſchaftskammer durch 
das Amtsblatt der Regierung Sigmaringen. 


§ 12. Anderungen der Satzung müſſen vom Vorſtand oder von mindeſtens einem Viertel der Mitglieder 
beantragt und von mindeſtens der Hälfte aller Mitglieder angenommen ſein. 


$ 13. Die nicht auf Kündigung angeſtellten Beamten der Landwirtſchaftskammer haben im Falle ihrer 
Dienſtunfähigkeit einen Anſpruch auf Ruhegehalt nach Maßgabe der für die unmittelbaren Staatsbeamten 
geltenden Vorſchriften. Über die Berechnung der Dienſtzeit iſt im Anſtellungsvertrage Beſtimmung zu treffen. 
Den Witwen und Waiſen dieſer Beamten wird nach den gleichen Sätzen Fürſorge gewährt wie den Hinter⸗ 
bliebenen der unmittelbaren Staatsbeamten. x : 

In bezug auf die Dienſtvergehen der Beamten finden die Vorſchriften des Geſetzes vom 21. Juli 1852 
(Geſetzſamml. S. 465) mit der Maßgabe Anwendung, daß die Befugnis zur Verhängung von Geldbußen 
dem Vorſtande der Landwirtſchaftskammer gegen deren Beamte in demſelben Umfange beigelegt wird, wie ſie 
nach § 19 Abf. 5 des vorbezeichneten Geſetzes den Provinzialbehörden gegenüber ihren Beamten zuſteht. Über 
Beſchwerden gegen ſolche Verfügungen des Vorſtandes entſcheidet der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen 
und Forſten endgültig. 5 

Über die Anftellung und Entlaſſung ihrer Beamten beſtimmt die Landwirtſchaftskammer ſelbſtändig ohne 
Mitwirkung der Aufſichtsbehörde. a 


(Nr. 12241.) Erlaß, betreffend Anderung des Tarifs für die Gebühren der Kreisärzte und des Tarifs 
für die Gebühren der Chemiker für gerichtliche und medizinalpolizeiliche Verrichtungen. Vom 
3. März 1922. 


Auf Grund des § 8 Abf. 2 des Geſetzes, betreffend die Gebühren der Medizinalbeamten, vom 14. Juli 1909 
(Geſetzſamml. S. 625) werden im Einvernehmen mit dem Finanzminſter und dem Juſtizminiſter die in den 
Anlagen und II des Geſetzes angegebenen Sätze des Tarifs für die Gebühren der Kreisärzte ſowie des Tarifs 
für die Gebühren der Chemiker für gerichtliche und medizinalpolizeiliche Verrichtungen mit Wirkung vom 
1. März 1922 ab durchweg um 900 v. H. erhöht. Der Erlaß vom 20. Dezember 1920 (Geſetzſamml. S. 542), 
betreffend Anderung des Tarifs für die Gebühren der Kreisärzte und des Tarifs für die Gebühren der Che⸗ 
a gerichtliche und medizinalpolizeiliche Verrichtungen, wird mit dem Ablaufe des 28. Februar 1922 
aufgehoben. 


Berlin, den 3. März 1922. 


Der Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt. 
Hirtſiefer. 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


15 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 23. September 1921, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Niederſächſiſchen Kraftwerke, Aktiengeſellſchaft in Osnabrück, für 
die Herſtellung einer elektriſchen Uberlandzentrale in den Landkreiſen Berſenbrück, Iburg, Melle, 
Osnabrück und Wittlage im Regierungsbezirk Osnabrück, Lübbecke und Halle im Regierungs- 
bezirke Minden, Diepholz im Regierungsbezirke Hannover und Tecklenburg im Regierungsbezirke 
Münſter, durch die Amtsblätter der Regierung in Osnabrück Nr. 2 ©, 7, ausgegeben am 
14. Januar 1922, der Regierung in Minden Nr. 2 ©. 5, ausgegeben am 14. Januar 1922, 
der Regierung in Hannover Nr. 2 S. 6, ausgegeben am 14. Januar 1922, und der Regierung 
in Münſter Nr. 2 S. 29, ausgegeben am 14. Januar 1922 ; 


das am 17. Oktober 1921 vom Preußiſchen Staatsminiſterium vollzogene Statut für die Genoſſen⸗ 


ſchaft zur Regulierung des Rummelsdeisbeck in Glinſtedt im Kreiſe Zeven durch das Amtsblatt 
der Regierung in Stade Nr. 52A S. 253, ausgegeben am 31. Dezember 1921; 


das am 17. Oktober 1921 vom Preußiſchen Staatsminiſterium vollzogene Statut für die Ent⸗ 


wäſſerungsgenoſſenſchaft der Rhader Bruchwieſen in Rhade im Kreiſe Seven durch das Amtsblatt 
der Regierung in Stade Nr. 52 A S. 254, ausgegeben am 31. Dezember 1921; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 13. Dezember 1921, betreffend die Verleihung 


des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Düſſeldorf für die Erweiterung des Elektrizitätswerkes 
und für den Bau einer Bade- und Schwimmanſtalt, durch das Amtsblatt der Regierung in 
Düſſeldorf Nr. 2 S. 9, ausgegeben am 14. Januar 1922 ; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 19. Dezember 1921, betreffend die Ge⸗ 


nehmigung des von der Generalverſammlung der Landſchaft der Provinz Sachſen am 28. Juni 
1921 beſchloſſenen X. Nachtrags zu den Neuen Satzungen der Landſchaft der Provinz Sachſen, 
durch die Amtsblätter der Regierung in Magdeburg Nr. 4 S. 28, ausgegeben am 28. Januar 
1922, der Regierung in Merſeburg Nr. 4 S. 19, ausgegeben am 28. Januar 1922, und der 
Regierung in Erfurt Nr. 4 S. 21, ausgegeben am 28. Januar 1922; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 29. Dezember 1921, betreffend die Ver⸗ 


leihung des Enteignungsrechts an das Rheiniſch⸗Weſtfäliſche Elektrizitätswerk, Aktiengeſellſchaft 
in Eſſen, für den Bau von Starkſtromfernleitungsanlagen von Oberlar bei Troisdorf bis in die 
Gegend von Herchen einſchließlich zugehöriger Schaltſtationen mit Anſchlußgeleiſen, durch das 
Amtsblatt der Regierung in Köln Nr. 6 S. 45, ausgegeben am 4. Februar 1922, 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 10. Januar 1922, betreffend die Genehmi⸗ 


gung der von der Generalverſammlung des Landſchaftlichen Kreditverbandes für die Provinz 
Schleswig⸗Holſtein am 22. November 1921 beſchloſſenen Anderungen der Satzung des Verbandes, 
durch das Amtsblatt der Regierung in Schleswig Nr. 5 S. 41, ausgegeben am 4. Februar 1922; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 10. Januar 1922, betreffend die Verleihung 


des Enteignungsrechts an den Preußiſchen Staat — Verwaltung für Handel und Gewerbe — 
für die Eindeichung der Luneplate, durch das Amtsblatt der Regierung in Stade Nr. 4 S. 19, 
ausgegeben am 28. Januar 1922; N 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 22. Januar 1922, betreffend die Verleihung 


des Enteignungsrechts an die Niederſchleſiſche Elektrizitäts⸗ und Kleinbahn ⸗Aktiengeſellſchaft in 
Waldenburg i. Schl. für die Herſtellung elektriſcher Fernleitungen innerhalb der Kreiſe Landeshut 
und Bolkenhain, durch das Amtsblatt der Regierung in Liegnitz Nr. 6 S. 29, ausgegeben am 
IT. Februar 1922; 


10. 
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12. 


13. 


15. 


16. 


Bann 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 24. Januar 1922, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Stadt Bonn für die Schaffung eines Waſſerrückhaltebeckens, durch 
das Amtsblatt der Regierung in Köln Nr. 7 S. 49, ausgegeben am 11. Februar 1922; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 27. Januar 1922, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an den Kreis Rotenburg a. F. für die Herſtellung einer Hochſpannungs⸗ 
fernleitung, durch das Amtsblatt der Regierung in Caſſel Nr. 6 S. 38, ausgegeben am 11. Fe⸗ 
bruar 1922; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 27. Januar 1922, betreffend die Genehmi⸗ 
gung der in der Verhandlung des Verwaltungsrats der Weſtpreußiſchen Landſchaft und der 
Neuen Weſtpreußiſchen Landſchaft vom 18. Januar 1922 beſchloſſenen Anderungen 

a) des Reglements der Weſtpreußiſchen Landſchaft vom 25. Juni 1851, 

b) der Satzung der Neuen Weſtpreußiſchen Landſchaft, 
durch das Amtsblatt der Regierung in Marienwerder Nr. 6 Sonderblatt, ausgegeben am 15. Fe 
bruar 1922; 
der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 27. Januar 1922, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Weſtfäliſche Kleinbahnen⸗Aktiengeſellſchaft in Letmathe i. W. für 
die Herſtellung einer Starkſtromfernleitung von Ronsdorf im Kreiſe Lennep nach Grüne (Ge⸗ 
meinde Oeſtrich), durch das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Nr. 7 S. 90, ausgegeben am 
18. Februar 1922 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 3. Februar 1922, betreffend die Verleihung 


des Enteignungsrechts an den Kreis Duderſtadt für den Bau eines Hochſpannungsleitungsnetzes 
zur Verſorgung der Gemeinden des Kreiſes mit elektriſcher Kraft, durch das Amtsblatt der Ne 
gierung in Hildesheim Nr. 8 S. 25, ausgegeben am 25. Februar 1922, 

der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 4. Februar 1922, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Stadt Gronau i. W. für die Errichtung eines Zollamts nebſt zwei 
Dienſtwohnungen, durch das Amtsblatt der Regierung in Münſter Nr. 9 S. 93, ausgegeben am 
4. März 1922; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 8. Februar 1922, betreffend die Genehmigung 
der vom Verwaltungsrate der Weſtpreußiſchen Landſchaft und der Neuen Weſtpreußiſchen Land⸗ 


ſchaft am 11. Januar 1922 beſchloſſenen Anderungen der Beſtimmungen 


a) der §§ 29, 43 und 47 Teil II des revidierten Reglements der Weſtpreußiſchen Landschaft 
vom 25. Juni 1851, 
b) des § 6 des Statuts der Neuen Weſtpreußiſchen Landſchaft, 
welche die Vorſchriften über die Amtsdauer der dort genannten Landſchaftsbeamten ent⸗ 
halten, = 


durch das Amtsblatt der Regierung in Marienwerder Nr. 6 Sonderblatt, ausgegeben am 15. Fe 
bruar 1922. 


Nebis’ert im Büro des Staatsminiſterums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


Der Bezugspreis für die Preufifcye Geſetzſammlung iſt vom 1. Januar 1921 ab auf 21 Mark jährlich einſchließlich der geſetzlichen Zeitungsgebühr 


feſtgeſetzt. Der Preis für einzelne Stücke beträgt 80 Pfennig für den Bogen, für die Hauptſachverzeichniffe 1806 bis 1883 50 Mark und 


1884 bis 1913 26 Mark. — Beſtellungen ſind an die Poſtanſtalten zu richten. 


